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Aus dem Antrag, dem Versicherungsschein oder seinen Nachträgen ergibt sich die Art der Versicherung, sowie für welche Risi-
ken oder Tätigkeiten jeweils Versicherungsschutz besteht.  

Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Grundsatz 

1.1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des 
versicherten Risikos für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer wegen eines während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetretenen Schade-
nereignisses (Versicherungsfall), das einen Per-
sonen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Ver-
mögensschaden zur Folge hatte, aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in 
Anspruch genommen wird. 

1.1.2 Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen 
Folge die Schädigung des Dritten unmittelbar ent-
standen ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverur-
sachung, die zum Schadenereignis geführt hat, 
kommt es nicht an. 

1.1.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, 
auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche 
handelt, 

- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, 
aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf 
Schadensersatz statt der Leistung; 

- wegen Schäden, die verursacht werden, um 
die Nacherfüllung durchführen zu können; 

- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertrags-
gegenstandes oder wegen des Ausbleibens 
des mit der Vertragsleistung geschuldeten Er-
folges; 

- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Ver-
trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen 
Verzögerung der Leistung; 

- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tre-
tender Ersatzleistungen. 

1.2 Produkt-Haftpflicht 

1.2.1 Soweit vereinbart, umfasst der Versicherungs-
schutz die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für Personen-, Sach- und daraus 
entstandene weitere Schäden, soweit diese durch 
vom Versicherungsnehmer 
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- hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (Luft-
fahrtprodukte), 

- erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen 
(Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) 

verursacht wurden. 

1.2.2 Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Versicherungsnehmer die 
Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten 
abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt 
hat. 

1.2.3 Eingeschlossen sind - in teilweiser Abänderung 
von Ziffer 1.1.1 und 1.1.3  der Bedingungen auf 
Sachmängeln beruhende Schadensersatzansprü-
che Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Perso-
nen-, Sach- und daraus entstandener weiterer 
Schäden, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer 
über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnis-
se, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldens-
unabhängig einzustehen hat, dass diese bei Ge-
fahrübergang vorhanden sind. 

1.2.4 Versichert ist in Abweichung von 1.1.1. die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Ansprüchen aus Vermö-
gensschäden, die nach Auslieferung des fertigge-
stellten Luftfahrzeuges an den Käufer und/oder 
Betreiber zum Zwecke des zivilen Flugbetriebes 
durch ein Grounding verursacht werden, soweit 
das Grounding im Zusammenhang mit einem 
während der Laufzeit der Versicherung eingetre-
tenen Personen- und/oder Sachschadens ist. Die-
se Vermögensschäden werden dabei wie Sach-
schäden behandelt. Der Versicherungsfall ist der 
Ausspruch des Groundings der gesetzlich für die 
Überwachung der Flugsicherheit zuständigen Stel-
le. 

1.2.4.1 Als Grounding gilt die von der gesetzlich für die 
Überwachung der Flugsicherheit zuständigen Stel-
le ausgesprochene Erklärung der vorübergehen-
den oder dauerhaften Luftuntüchtigkeit eines Luft-
fahrzeugs, weil für mehr als ein Luftfahrzeug die 
Lufttüchtigkeit beeinträchtigt wird oder werden 
kann, nachdem in einem gleichen oder anderen 
Luftfahrzeugtyp, aber mit gleichem Einzel-/Bauteil, 
ein Herstellungs-, Material- oder sonstiger Fehler 
bzw-. Mangel entdeckt wurde oder ein entspre-
chender Verdacht dafür besteht. 

1.2.4.2 Nicht als Grounding gilt die Aberkennung der 
Lufttüchtigkeit durch die gesetzlich für die Über-
wachung der Flugsicherheit zuständigen Stelle, 
wenn die operationelle Lebensdauer des Luftfahr-
zeugs oder Teilen davon erreicht oder überschrit-
ten wurde. 

1.2.4.3 Der Versicherer ersetzt, unter Abzug ersparter 
Aufwendungen, den während der von der gesetz-
lich für die Überwachung der Flugsicherheit zu-
ständigen Stelle festgelegten Dauer des 
Groundings eingetretenen Ausfallschaden und 
den zu dessen Minderung in dieser Zeit geleiste-
ten Aufwand durch Ersatzbeschaffung anderer 
gleichartiger oder gleichwertiger Luftfahrzeuge. 
Nicht gedeckt sind Kosten für die Prüfung und 
Wiederherstellung der Lufttüchtigkeit der betroffe-
nen Luftfahrzeuge z.B. durch  Austauschteile. 

1.2.5 Für Ansprüche wegen Schäden durch Erzeugnis-
se, Arbeiten oder Leistungen, die vor Inkrafttreten 
dieses Vertrages ausgeliefert bzw. beendet wur-
den, besteht Versicherungsschutz nur nach be-
sonderer Vereinbarung. 

1.3 Obhuts-Haftpflicht 

Soweit vereinbart, umfasst der Versicherungs-
schutz abweichend von Ziff. 6.8.1 u. 6.8.3 die ge-
setzliche Haftpflicht aus Sachschäden an fremden 
Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugteilen, die wäh-
rend der Dauer der Gefahrtragung bzw. der Tätig-
keit des Versicherungsnehmers eintreten, und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Versichert sind das Bodenrisiko und Probe- bzw. 
Abnahmeflüge. 

2 Leistungen der Versicherung 

2.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der 
Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Scha-
densersatzansprüche und die Freistellung des 
Versicherungsnehmers von berechtigten Scha-
densersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses 
oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. 
Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden 
den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hät-
te. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Ver-
sicherer festgestellt, hat der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom An-
spruch des Dritten freizustellen. 

2.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur 
Abwicklung des Schadens oder Abwehr der 
Schadensersatzansprüche zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen im Namen des Versiche-
rungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem 
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des Ver-
sicherungsnehmers. 

2.3 Die Versicherung umfasst auch die mit Einver-
ständnis des Versicherers aufgewendeten Kosten 
der Verteidigung in einem Straf- oder Ordnungs-
widrigkeitsverfahren, das wegen einer Tat einge-
leitet wurde, die einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge 
haben kann. 

2.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitver-
sicherter das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist 
der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts be-
vollmächtigt. 

3 Begrenzung der Leistung 

3.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist 
bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten 
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Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch 
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt. Sofern nicht anders vereinbart, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers aus 
der Produkthaftpflichtversicherung für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das 
einfache der vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt. 

3.2 Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages 
eintretende Versicherungsfälle 

- aus der gleichen Ursache, z.B. aus dem glei-
chen Konstruktions-, Produktions- oder In-
struktions-Fehler, es sei denn, es besteht zwi-
schen den mehreren gleichen Ursachen kein 
innerer Zusammenhang, oder 

- aus Lieferung solcher Erzeugnisse, die mit den 
gleichen Mängeln behaftet sind,  

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt 
als ein Versicherungsfall und in dem Zeitpunkt 
eingetreten, in dem das erste dieser Schadener-
eignisse eingetreten ist. 

3.3 Beseitigt der Versicherungsnehmer einen ersatz-
pflichtigen Schaden selbst, werden nur Selbstkos-
ten ohne Gewinnanteil ersetzt. 

3.4 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten 
werden nicht auf die Versicherungssummen ange-
rechnet. 

3.5 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche 
aus einem Versicherungsfall die Versicherungs-
summe, trägt der Versicherer die Prozesskosten 
im Verhältnis der Versicherungssumme zur Ge-
samthöhe dieser Ansprüche. 

3.6 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädig-
ten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme 
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistun-
gen aus dem Versicherungsfall noch verbleiben-
den Restbetrag der Versicherungssumme, so wird 
die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum 
Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die 
entsprechende Vorschrift der Verordnung über 
den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen 
Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich 
der Versicherungsnehmer an laufenden Renten-
zahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert 
der Rente die Versicherungssumme oder die nach 
Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Rest-
versicherungssumme übersteigt, werden die sons-
tigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt. 

Über die Berechnungsmethode des Kapitalwertes 
der Rente erteilt der Versicherer auf Verlangen 
Auskunft. 

3.7 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledi-
gung eines Haftpflichtanspruchs durch Aner-
kenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhal-
ten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der 
Versicherer für den von der Weigerung an entste-

henden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, 
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

3.8 Der Versicherer ist von seiner Leistungspflicht 
befreit, wenn ihm ein Versicherungsfall – unbe-
schadet sonstiger Obliegenheiten – später als drei 
Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges gemeldet wird. 

4 Örtlicher Geltungsbereich 

Der Versicherungsschutz umfasst nur inländische 
Betriebsstätten. Der Versicherungsschutz gilt für 
Versicherungsfälle auf der ganzen Welt nach 
Maßgabe der Ziffer 5. 

5 Auslandsschäden und Versicherungsfälle vor 
ausländischen Gerichten 

5.1 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht nach 
jeweils geltendem Recht wegen im Ausland vor-
kommender Versicherungsfälle bzw. für Ansprü-
che, die vor ausländischen Gerichten geltend ge-
macht werden.  

Ausgenommen hiervon bleiben Versicherungsfäl-
le, die in den USA, US-Territorien und Kanada 
vorkommen bzw. bei Gerichten in diesen Ländern 
geltend gemacht werden. 

5.2 Ist Versicherungsschutz in Abweichung von 5.1 
Satz 2 für Versicherungsfälle in den USA, US-
Territorien oder Kanada bzw. für Ansprüche, die 
vor Gerichten in diesen Ländern geltend gemacht 
werden, vereinbart, gilt zusätzlich: 

Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten 
werden als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten; Aufwendungen zur Ab-
wendung oder Minderung des Schadens bei oder 
nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Dies gilt auch 
dann, wenn diese Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind. 

5.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Arbeitsunfäl-
len und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder 
dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut 
worden sind. 

5.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, 
die der Europäischen Währungsunion angehören, 
liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers 
mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen Währungs-
union gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

6 Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nach-
trägen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
ist, besteht kein Versicherungsschutz, 

6.1 für Ansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen. 

Dieser Ausschluss gilt nicht für im Rahmen der 
Ziffer 1.2.3 versicherter Vereinbarungen bestimm-
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ter Eigenschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und 
Leistungen bei Gefahrübergang, für die der Versi-
cherungsnehmer verschuldensunabhängig im ge-
setzlichen Umfang einzustehen hat 

6.2 für Ansprüche wegen Sachschäden, welche durch 
Abwässer entstehen. 

6.3 für Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, 
dass gelieferte Sachen oder Arbeiten mit einem 
Rechtsmangel behaftet sind (z.B. Schäden aus 
der Verletzung von Patenten, gewerblichen 
Schutzrechten, Urheberrechten, Persönlichkeits-
rechten, Verstößen in Wettbewerb und Werbung). 

6.4 für Ansprüche wegen Schäden durch Erzeugnis-
se/Materialien, die für den vorgesehenen Verwen-
dungszweck nicht zugelassen oder nicht ausrei-
chend nach den anerkannten Regeln der Technik 
oder in sonstiger Weise erprobt waren. 

6.5 für Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zu-
rückzuführen sind. 

6.6 für Ansprüche wegen Schäden aus dem Aus-
tausch, der Übermittlung und der Bereitstellung 
elektronischer Daten, soweit es sich handelt um 
Schäden aus 

- Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarma-
chung oder Veränderung von Daten, 

- Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern 
von Daten, 

- Störung des Zugangs zum elektronischen Da-
tenaustausch, 

- Übermittlung vertraulicher Daten oder Informa-
tionen. 

6.7 für Ansprüche wegen Schäden, die durch Perso-
nen verursacht werden, die für die schadenur-
sächlichen Tätigkeiten nicht im Besitz aller vorge-
schriebenen Erlaubnisse und erforderlichen Be-
rechtigungen waren. 

6.8 für Ansprüche wegen Schäden 

6.8.1 an fremden Sachen und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, ge-
pachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat, oder sie Gegenstand eines besonde-
ren Verwahrungsvertrages sind; 

6.8.2  an vom Versicherungsnehmer hergestellten oder 
gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leis-
tungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung 
oder Leistung liegenden Ursache und alle sich da-
raus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer 
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädi-
gung oder Vernichtung der Sache oder Leistung 
führt. Dieser Ausschluss findet auch dann Anwen-
dung, wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung 
des Versicherungsnehmers die Herstellung oder 
Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen übernommen haben. 

6.8.3  an fremden Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugtei-
len und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, wenn die Schäden durch eine ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-

rungsnehmers (z.B. Bearbeitung, Reparatur, Be-
förderung, Prüfung) entstanden sind. 

Abweichend von Ziff. 6.8.2 und 6.8.3 beschränkt 
sich der Ausschluss auf diejenigen Teile einer 
Baugruppe (technische Einheit), die unmittelbar 
Gegenstand der Herstellung, Lieferung oder Tä-
tigkeit waren. Ist ein Luftfahrzeug als Ganzes Ge-
genstand der Tätigkeit, sind nur Schäden an den-
jenigen Teilen ausgeschlossen, auf die unmittel-
bar eingewirkt wurde. 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 
6.8.1 und 6.8.3 in der Person von Angestellten, 
Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gege-
ben, so entfällt gleichfalls der Versicherungs-
schutz, und zwar sowohl für den Versicherungs-
nehmer als auch für die durch den Versicherungs-
vertrag etwa mitversicherten Personen. 

6.9 für Ansprüche wegen Schäden, die in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang stehen 

6.9.1 mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z. B. 
von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, 
Beta- und Gammastrahlen sowie Neutronen oder 
in Teilchenbeschleunigern erzeugte Strahlen) so-
wie mit Laser- und Maserstrahlen; 

6.9.2 mit jeglicher explosiven nuklearen Baugruppe 
oder Teilen davon. 

6.10 für Ansprüche wegen Schäden durch Umweltein-
wirkung einschließlich Lärms, Schäden durch Vib-
ration, durch elektrische oder elektromagnetische 
Einflüsse und aller sich daraus ergebenden weite-
ren Schäden. 

Dieser Ausschluss gilt nicht für Haftpflichtansprü-
che wegen Schäden durch Feuer, Explosion, Zu-
sammenstoß, Absturz oder eine registrierte Notsi-
tuation eines Luftfahrzeugs während des Fluges, 
die einen ungewöhnlichen Flugzustand bewirkt. 

6.11 für Ansprüche wegen Schäden, die gegen den 
Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden 
gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen gel-
tend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn 
der Versicherungsnehmer von einem Dritten auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch 
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in 
Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche 
Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des 
Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der 
EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basie-
renden nationalen Umsetzungsgesetzen bereits 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht für Haftpflichtansprü-
che wegen Schäden durch Umwelteinwirkung, die 
durch vom Versicherungsnehmer hergestellte 
oder gelieferte Produkte, durch Arbeiten oder 
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leis-
tung oder nach Abschluß der Arbeiten bzw. Über-
gabe des Produktes entstehen. 
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6.12 für Ansprüche wegen Schäden 

6.12.1 von Angehörigen des Versicherungsnehmers, 
soweit Leistungspflicht eines Sozialversicherungs-
trägers oder eines öffentlich rechtlichen Versor-
gungsträgers besteht, ferner wegen Sachschäden. 

6.12.2 zwischen mehreren Versicherungsnehmern, 

6.12.3 des Versicherungsnehmers gegen Mitversicherte, 

6.12.4 der Mitversicherten untereinander, 

6.12.5 von unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern nicht rechtsfähiger Handelsgesellschaf-
ten, 

6.12.6 von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen 
des privaten oder öffentlichen Rechts sowie nicht 
rechtsfähiger Vereine, 

6.12.7 von Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal-
tern.  

Die Ausschlüsse unter 6.12.3 – 6.12.7 erstrecken 
sich auch auf  Haftpflichtansprüche aus Schaden-
fällen von Angehörigen der dort genannten Perso-
nen. 

Als Angehörige gelten die mit dem Versiche-
rungsnehmer bei Schadeneintritt in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Ehegatten, Eltern und 
Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern 
und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern 
und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -
kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie El-
tern und Kinder miteinander verbunden sind). 

6.13 für Ansprüche wegen Schäden, die zusammen-
hängen mit 

6.13.1 Kriegs-, Bürgerkriegsereignissen, anderen feind-
seligen Handlungen, Streik, Aussperrung, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Arbeitsunruhen und Terror- oder 
Sabotageakten. 

Der Versicherungsnehmer kann aber trotzdem 
Ansprüche im Rahmen dieser Versicherung gel-
tend machen, wenn der Schaden ausschließlich 
infolge eines unter der Police gedeckten fehlerhaf-
ten Erzeugnisses oder einer fehlerhaften Arbeit 
oder Leistung eingetreten ist; 

6.13.2 jeder Explosion einer Kriegswaffe unter Anwen-
dung atomarer Kernspaltung und/oder Kernfusion 
oder sonstiger Strahlungseinwirkung; 

6.13.3 Verfügungen von Hoher Hand oder jeder sonsti-
gen hoheitlichen Tätigkeit. Ziffer 1.2.4 bleibt unbe-
rührt. 

6.14 für Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharak-
ter, insbesondere "punitive" oder "examplary da-
mages". 

6.15 für Ansprüche wegen Schäden an oder durch 
Prototypen, -teilen. 

6.16 für Ansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt, oder dadurch verursacht 
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haft- oder Schädlichkeit Erzeugnisse in den Ver-
kehr gebracht oder Arbeiten oder sonstige Leis-
tungen erbracht haben. 

6.17 für Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten, soweit diese den 

Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetz-
lichen oder behördlichen Vorschriften sowie von 
schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des 
Auftraggebers herbeigeführt haben. 

6.18 für Ansprüche wegen Kosten, die in Zusammen-
hang mit einem Rückruf geltend gemacht werden. 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

7 Beginn des Versicherungsschutzes 

7.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Ver-
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn 
der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 8.1 
zahlt. 

7.2 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Ver-
sicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in 
der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat. 

8 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
erster oder einmaliger Beitrag 

8.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird - wenn 
nichts anderes vereinbart ist - unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten ver-
einbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate 
des ersten Jahresbeitrags. 

8.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu 
einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtfolge 
aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

8.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder 
einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Ver-
sicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
Folgebeitrag 

9.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas ande-
res bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbar-
ten Beitragszeitraums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem 
im Versicherungsschein oder in der Beitragsrech-
nung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

9.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, 
gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in 
Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zah-
lung nicht zu vertreten hat. 

9.3 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, 
kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge, Zinsen und Kosten 
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im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen an-
gibt, die nach den Ziffern 9.4 und 9.5 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

9.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, be-
steht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 9.3 darauf hingewiesen 
wurde. 

9.5 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 
8.3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Ver-
sicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

10 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-
Lastschriftmandat 

10.1 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto 
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn 
der Beitrag zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und der Versicherungsnehmer einer berech-
tigten Einziehung nicht widerspricht. 

10.2 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann 
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer 
in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. 

10.3 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, 
weil der Versicherungsnehmer das SEPA-
Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht einge-
zogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist 
zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, 
wenn er vom Versicherer hierzu in Textform auf-
gefordert worden ist. 

11 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zah-
lung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten ver-
einbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort 
fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung einer Rate im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährli-
che Beitragszahlung verlangen. 

12 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 
Versicherer, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der 
der abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

13 Dauer und Ende des Vertrages 

13.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein 
angegebene Zeit abgeschlossen. 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem 
Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein 
Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versi-
cherungsjahres eine Kündigung in Schriftform zu-
gegangen ist. 

13.2 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem 
Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kün-
digung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

14 Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauer-
haft wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüg-
lich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Bei-
trag zu, den er hätte erheben können, wenn die 
Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeit-
punkt beantragt worden wäre, zu dem er vom 
Wegfall Kenntnis erlangt. 

15 Kündigung nach Versicherungsfall 

15.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt wer-
den, wenn 

- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 
geleistet wurde oder 

- dem Versicherungsnehmer oder im Fall der 
Pflichtversicherung dem Versicherer eine Kla-
ge über einen unter den Versicherungsschutz 
fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in 
Schriftform spätestens einen Monat nach der 
Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein. 

15.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine 
Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versi-
cherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 
jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende 
des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Mo-
nat nach ihrem Zugang beim Versicherungsneh-
mer wirksam. 

16 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund 
Änderung oder Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch 
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechts-
vorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in 
welchem der Versicherer von der Erhöhung 
Kenntnis erlangt hat. 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

17 Vorvertragliche Anzeigenpflichten des Versi-
cherungsnehmers 

17.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe sei-
ner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm 
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bekannten Gefahrumstände in Textform anzuzei-
gen, nach denen der Versicherer in Textform ge-
fragt hat und die für den Entschluss des Versiche-
rers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Der Versicherungs-
nehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer Fragen im Sinne 
des  Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die Um-
stände, die geeignet sind, auf den Entschluss des 
Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen.  

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versi-
cherungsnehmers geschlossen und kennt dieser 
den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der 
Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als 
habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 
arglistig verschwiegen. 

17.2 Rücktritt 

17.2.1 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer vom Versicherungsvertrag zurückzu-
treten. 

17.2.2 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder 
sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

17.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls zurück, darf er den Versicherungs-
schutz nicht versagen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der unvollständig oder 
unrichtig angezeigte Umstand weder für den Ein-
tritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versi-
cherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

17.3 Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu ande-
ren Bedingungen, geschlossen hätte. 

17.4 Rückwirkende Vertragsanpassung 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kün-
digen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte, werden die an-
deren Bedingungen auf Verlangen des Versiche-
rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Ver-
sicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten, werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Bei-
trag um mehr als 10% oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeig-
ten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 

17.5 Ausübung der Rechte des Versicherers 

Der Versicherer muss die ihm nach den Ziffern 
17.2 bis 17.4 zustehenden Rechte innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er 
die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Zif-
fern 17.2 bis 17.4 nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 
17.2 bis 17.4 genannten Rechte nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

17.6 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unbe-
rührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versiche-
rer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. 

18 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungs-
falles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der 
Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versi-
cherers innerhalb angemessener Frist zu beseiti-
gen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen unzu-
mutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden 
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders ge-
fahrdrohend. 

19 Obliegenheiten nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 

19.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer un-
verzüglich anzuzeigen, auch wenn noch keine 
Schadensersatzansprüche erhoben wurden. 

19.1.1 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet, Anklage erhoben, ein 
Strafbefehl, Ordnungswidrigkeitsbescheid oder ein 
Mahnbescheid erlassen, ist dies dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen, auch wenn der Versi-
cherungsfall selbst bereits gemeldet wurde. 
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19.1.2 Macht ein Geschädigter einen Anspruch gegen-
über dem Versicherungsnehmer geltend, ist dieser 
zur Anzeige innerhalb einer Woche nach der Er-
hebung des Anspruchs verpflichtet. 

19.1.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, die Prozess-
kostenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies außerdem unverzüg-
lich anzuzeigen. Das gleiche gilt im Fall eines Ar-
restes, einer einstweiligen Verfügung oder eines 
Beweissicherungsverfahrens. 

19.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter 
Beachtung der Weisungen des Versicherers nach 
Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 
des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur 
Aufklärung des Schadenfalles dient, sofern ihm 
dabei nichts Unbilliges zugemutet wird. Er hat den 
Versicherer bei der Abwehr der Ansprüche sowie 
bei der Schadenermittlung und -regulierung zu un-
terstützen, ihm ausführliche und wahrheitsgemä-
ße Schadenberichte zu erstatten, alle Umstände, 
welche auf den Schadenfall Bezug haben, mitzu-
teilen und alle nach Ansicht des Versicherers für 
die Beurteilung des Schadenfalles erheblichen 
Schriftstücke einzusenden. 

19.3 Kommt es zum Prozess über einen Haftpflichtan-
spruch, überlässt der Versicherungsnehmer die 
Prozessführung dem Versicherer, erteilt dem vom 
Versicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt 
Vollmacht und gibt alle von diesem oder dem Ver-
sicherer für nötig erachteten Aufklärungen. Gegen 
Mahnbescheide oder Verfügungen von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz hat er, ohne 
die Weisung des Versicherers abzuwarten, frist-
gemäß Widerspruch zu erheben oder die erforder-
lichen Rechtsbehelfe zu ergreifen. 

19.4 Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, 
ohne Zustimmung des Versicherers einen Haft-
pflichtanspruch ganz oder zum Teil oder ver-
gleichsweise anzuerkennen oder zu befriedigen. 
Tut er dies dennoch, ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass 
der Versicherungsnehmer nach den Umständen 
die Befriedigung oder Anerkennung nicht ohne of-
fenbare Unbilligkeit verweigern konnte. 

19.5 Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränder-
ter Verhältnisse das Recht erlangt, die Aufhebung 
oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu for-
dern, ist er verpflichtet, dieses Recht in seinem 
Namen vom Versicherer ausüben zu lassen. Die 
Bestimmungen unter Ziffer 2 bis 4 finden entspre-
chende Anwendung. 

19.6 Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen der 
Deckungssumme alle ihm zur Beilegung oder Ab-
wehr von Ansprüchen zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben. 

20 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenhei-
ten 

20.1 verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegen-
heit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Ver-
sicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 

kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

20.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vor-
sätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer 
seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versi-
cherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Aus-
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt 
hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unab-
hängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach 
Ziffer 20.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

Weitere Bestimmungen 

21 Mitversicherte Personen 

21.1 Der Versicherungsschutz umfasst auch die per-
sönliche gesetzliche Haftpflicht 

21.1.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungs-
nehmers und solcher Personen, die er zur Leitung 
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes 
oder eines Teils desselben angestellt hat, in die-
ser Eigenschaft 

21.1.2 der übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen 
für den Versicherungsnehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle oder Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. 

21.1.3 aus der Beauftragung von Subunternehmen / 
Zulieferern; nicht versichert ist die persönliche 
Haftpflicht der Subunternehmer / Zulieferer und ih-
rer Beauftragten. 

21.2 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Best-
immungen sind auf die mitversicherten Personen 
entsprechend anzuwenden.  

21.3 Die Ausübung der Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu. Er ist neben den Mitversicherten 
für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwort-
lich.
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22 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgül-
tigen Feststellung ohne Zustimmung des Versi-
cherers weder abgetreten noch verpfändet wer-
den. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten 
ist zulässig. 

23 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenän-
derung 

23.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und 
Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

23.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung 
seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versi-
cherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die 
Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 
Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versiche-
rungsnehmers. 

23.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung die Bestimmungen der Ziffer 23.2 entspre-
chende Anwendung. 

24 Verjährung 

24.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung rich-
tet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 

24.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag 
bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die 
Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeit-

punkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des 
Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zu-
geht. 

25 Zuständiges Gericht 

25.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder 
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine 
natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

25.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Per-
son, müssen Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, 
das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung ei-
nes solchen, den Ort seines gewöhnlichen Auf-
enthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der 
Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das 
gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine 
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

25.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalts-
ort im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versi-
cherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. 

26 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.


